
679 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (646 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Entschädigung 
von Umsiedlern und Vertriebenen (Um sied­
ler- und .v ertriebenen-Entschädigungsgesetz 

- UVEG.). . 

Der am 27. November 1961 unterzeichnete 
österreichisch-deutsche Finanz- und Ausgleims­
vertrag sieht vor, daß die Republik österreich 
auf Grund von gesetzlichen Regelungen an Ver­
triebene und Umsiedler Entschädigungen und 
sonstige Leistungen zu gewähren hat. Die Ent­
schädigungen und sonstigen Leistungen haben 
nach Voraussetzungen, Höhe und Umfang den 
Entschädigungen und Leistungen nach dem öster­
reichischen Kriegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetz (KVSG.) in seiner jeweils geltenden Fas­
sung zu entsprechen. 

Zur Vol'tbereitung der Durchführung des 
Finanz- und Ausgleichsvertrages wurde das An­
meJdegesetz, BGBl. Nr. 12/1962, erlassen, welches 
die Anmeldung der Vermögensschäden der Um­
siedler und Vertriebenen gesetzlich regelt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt nun die 
Entschädigung der im Teil I des Finanz- und 
Ausgleichsvertrages und im Anmeldegesetz ge­
nannten Personengruppen für ihre nach diesem 
Vertrag zu berücksichtigenden Sachschäden und 
'stellt materiell eine Erweiterung des Kriegs- und 
Verfolgungssachschädengesetzes auf die jm An­
meldegesetz erwähnten Personen hinsichtlich 
ihrer Vertreibungs- und Umsiedlungsschäden dar. 

Dr. Hetzenauer 
Berichterstatter 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die Re­
gierungsvorlage in seiner Sitzung am 6. Juni 1962 
beraten. Im Laufe der Beratung wurde von den 
Abgeordneten Mac h u n z e und Dr. Be c h i­
nie der Antrag gestellt, am Text der Regie­
rungsvorlage mehrere Abänderungen vorzu­
nehmen. Diese Abänderungen sind textliche 
Klarstellungen der Verfahrensvorschriften, wobei 
der materiell-rechtliche Inhalt unverändert ge-. 
blieben ist. Die Anlage, die einen Bestandteil 
der Regierungsvorlage bildet, wurde nicht ge­
ändert. Nach einer Debatte, in welcher außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Dr. K 0 s, 
Mac h u n z e und Dr. B e chi nie sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. K lau s das 
Wort ergriffen, wurde die Regierungsvorlage mit 
den beantragten. Abänderungen mit den Stimmen 
der Regierungsparteien angenommen. 

Ferner hat der Ausschuß über Antrag der 
Abgeordneten Mac h u n z e und Dr. Be c h i­
nie den beigedruckten Entschließungsantrag an­
genommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stelltden 
An t rag, der Nationalrat wolle 

1. dem a n g e s chi 0 s sen enG e set zen t- . / 1 
w u r f einschließlich der in 646 der' Beilagen 
enthaltenen "Anlage zum Entschädigungsgesetz" 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

2. die bei g e d r u c k teE n_ t s chI i e ß u n g '/2 
annehmen. 

Wien, am 6. Juni 1962 

Prinke 
Obmannsrellvertreter 
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Bundesgesetz vom 
über die Entschädigung von Umsiedlern und 
yertriebenen (Um siedler- und Vertriebenen­

Entschädigungsgesetz - UVEG.). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist 
die Gewährung von Leistungen für Samsmäden 
im Sinne des § 2 des Anmeldegesetzes, BGBl. 
Nr. 12/1962, die fristgerecht angemeldet wurden. 

(2) Als Leistungen werden gewährt: 
1. Entsmädigung für Gegenstände des Haus­

rates (§ 6), 
2. Entsmädigung für Zur Berufsausübung <:r­

forderlime beweglime Samen (§ 10), 
3. Härteausgleim (§ 12). , 

§ 2. (1) Ansprum auf die Gewährung einer 
Entsmädigung haben Gesmädigte und Berechtigte 

- im Sinne der Bestimmungen der §§ 5, 7 und 8 
des Anmeldegesetzes. 

(2) Ein Härteausgleim kann nur Gesmädigten 
unter den in den §§ 12 und 14 genannten Vor­
aussetzungen gewährt werden. 

§ 3. (1) Ist ein Gesmädigter verstorben und 
treten mehrere Beremtigte an seine Stelle, so ist 
die Entsmädigung im Verhältnis ihrer Erbremte 
(Pflimtterlsremte) zueinander zu teilen; die Haus­
ratsentsmädigung gebührt jedom vorzugsweise 
dem Ü'berlebenden erbberemtigten Ehegatten. 
Hatte der Gesmädigte eine im § 1 genannte An­
meldung vorgenommen, so gilt diese aum für 
die Beremtigten. 

(2) Solange ein Entsmädigungsansprum nach 
diesem Bundesgesetz nimt durm eine Einigung 
mit der Finanzlandesdirektion oder durm eine 
wirksam gewordene Entsmeidung' der Bundes­
entsmädigungskommission feststeht, kann er 
nimt vererbt, remtsgesmäftlim. übertragen, ver­
pfändet oder gepfändet werden; doch kann ein 
Beremtigter zugunsten eines anderen Beremtig­
ten durch eine gegenüber der Finanzlandesdirek­
tion abgegebene schriftliche Erklärung verzich­
ten. 

(s) Die Erbberemtigung (Pflimtteilsberemti­
gung) 'ist durm öffentlime Urkunden namzu­
weisen. Liegen solme Urkunden nimt vor und ist 
die Zuständigkeit eines Gerimtes der Bundesrepu­
blik Deutsmland zur Erteilung eines Erbsmeines 
nimt gegeben, so ist über Verständigung durm 
einen der in § 7 des Anmeldegesetzes genannten 
beremtigten nahen Angehörigen der Anspruch 
nam Artikel 2 Anlage 1 A Abs. 3. des Finanz­
und Ausgleichsvertrages zwismen der Republik 
österrei.m und der Bundesrepublik Deutsmland 
vom 27. November 1961 (Finanz- und Ausgleims­
vertrag) in österreim abzuhandeln. 

(4) Soweit nimt auf Grund gesetzlimer Bestim­
mungen ein anderes österreimismes Gerimt zur 
.Nbhandlung berufen ist, ist das Bezirksgerimt 
Zur Abhandlung berufen, bei dem der UmsiedJer 
oder Vertriebene (§§ 3 und 4 des Anmeldege­
setzes) seinen allgemeinen Gerichtsstand in Streit­
samen gehaot hat. Ist ein solcher Gerichtsstand 
nimt gegeben, ist das Bezirksgericht Innere Stadt 
Wien zur Abhandlung berufen. 

(5) Der im Abs. 3 genannte Anspruch ist vom 
Gerimt selbst abzuhandeln. 

(6) Auf Grund der Einantwortung steht den 
Erben (Pflimtteilsberemtigten), soweit sie Be­
remtigte gemäß § 7 des Anmeldegesetzes sind 
oder gemäß § 8 des Anmeldegesetzes als solche 
gelten, ein Ansprum auf eine Entsmädigung nam 
Maßgabe' der Bestimmungen dieses Bundesge­
setzes zu. 

§ 4. Geschädigte oder Beremtigte,. die in Jer 
Anmeldung oder bei der·. Geltendmamung eines 
Anspruches auf Entsmädigung nam diesem Bun­
desgesetz wissentlim falsme Angaben über ihre 
persönlichen Verhältnisse, die Entstehung oder 
den Umfang eines Smadens gema mt haben oder 
mamen, sind von Leistungen nam diesem Bun­
desgesetz ausgesmlossen. 

§ 5. (1) Wurde in der Bundesrepublik Deutsm­
land aus öffentlimen Mitteln zur Abgeltung des 
in der Anmeldung geltend gemamten Schadens, 
für den nam diesem Bundesgesetz Entsmädigung 
zu gewähren wäre, Zahlung geleistet oder be­
steht ein Ansprum auf eine s01me Zahlung auf 
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Grund eines in der Bundesrepublik Deutschland rechnung hat zu 
bestehenden Gesetzes, so besteht kein Anspruch erhaltene Zahlung 
nach diesem Bundesgesetz. Das gleiche gilt, wenn verlorenging. 
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unterbleiben, insoweit die 
im Zuge einer Vertreibung 

der Geschädigte oder Berechtigte Leistungen auf (.1) Zahlungen, die aus öffentlichen Mitteln für 
Grund einer in der Bundesrepublik Deutschland Sachen, die gemäß Artikel 27 § 2 des Staatsver­
gemäß Artikel 8 Abs. 1 des Finanz-und Aus- trages, betreffend die Wiederherstellung eines 
gleichsvertrages erlassenen oder zu erlassenden unabhängigen und demokratischen österreich, 
~esetzlichen Regel~ng erhalten kann. Insoweit BGBl. Ni. 152/1955, von der Föderativen' Volks­
J.edoch auf Grund ~mer der vorgenan~ten gesetz- republik Jugoslawien beschlagnahmt, zurückbe­
hchen ~egelu~gen I~ der Bun~esrepub:hk D.eutsch- halten oder liquidiert worden sind; geleistet 
land eme Leistung m der Hohe von weniger 31s wurden oder werden sind insoweit für dieselben 
50 v. H: der Leistung, die für densel.?en Scha~en I Sachen nach diesem 'Bund~sg,esetz Entschädigung 
nach diesem Bundesgesetz Zu gewahren ware, zu gewähren ist, anzurechnen. 
erbracht wurde oder wird, steht einem Geschä-, . ch d'· d' . d 
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gesetzes, nicht anzurechnen. 
run emer m er un esrepu 1 euts an 

erlassenen oder gem~ß Artikel 8 Abs. 1 des 
Finanz- und Ausgleichsvertrages erlassenen gesetz­
lichen Regelung, so hat der Geschädigte oder 

ABSCHNITT 11. 

Hausratsentschädigung. 
Berechtigte die Entschädigung, die er auf Grund § 6. (1) Für die Wegnahme, den Verlust oder 
dieses Bundesgesetzes erhalten hat, dem Bund die Zerstörung von Gegenständen des Hausrates 
zurückzuzahlen. Ein Rückzahlungsanspruch des ist eine Entschädigung nach Maßgabe der Be­
Bundes kann bei sonstigem Verlust des An- stimmungen der Anlage zu diesem Bundesgesetz 
spruches nur innerhalb' eines Jahres vor dem "h d' ch d A I f" 
ordentlichen Gericht eltend emacht werden. z~ gewa ren, wenn 1e' na 'er, n ag~. ur 
D

· F" d g T g b die weggenommenen, verlorenen oder zerstorten 
1e rIst 1st von em age zu erechnen an " d . I' k hl . d d B d' d d' d R"ck' h ! Gegenstan e erm1tte 'te Pun teanza wemgstens 
em er un 1ms~.an e war, le en u za - den im folgenden genannten Bruchteil der 

lu~gsa~spru~ begr,undenden T~tsachen oder Be- Höchstpunheanzahl, die für den betreffenden 
weismittel bel Gencht vorzubnngen. Haushalt nach Ziffer 2 der Anlage zulässig ist, 

(2) Auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz erreicht: bei einem Einkommen des Geschädigten 
sind Leistungen anzurechnen, die auf Grund von im Jahre 1955 bis zu 48.000 S wenigstens ein 
zwischen der Republik österreich und anderen Viertel der Höchstpunkteanzahl und bei einem 
Staaten abgeschlossenen Verträgen dinem Ge- Einkommen des Geschädigten im Jahre 1955 bis 
schädigten oder Berechtigten zur Abgeltung des zu 72.000 S wenigstens ein Drittel der. Höchst­
in der Anmeldung. geltend gemachten Schadens punkteanzahl. 
gewährt wurden. (2) Wenn das Einkommen des Geschädigten im 

(3) Wurde in anderen ah den in Abs. 1, 2 oder Jahre 1955 72.000' S überstiegen hat, wird keine 
Entschädigung gewährt. 

4 genannten Fällen aus inländischen oder auslän-
dischen öffentlichen Mitteln zur Abgeltung des (3) Ist der Geschädigte bis zum Ende des Jahres 
in der Anmeldung geltend gemachten Schadens, 1955 verstorben, so müssen die in den Abs. 1 
für den nach diesem Bundesgesetz Entschädigung und 2 hinsichtlich der Einkommenshöhe ang,ege­
zu gewähren wäre oder zu gewähren ist, Zahlung benen Voraussetzungen in der Person des Be­
geleistet, so ist die erhaltene Zahlung auf die nach rechtigten und, wenn der Geschädigte nach 1955 
diesem Bundesgesetz zu gewährenden Leistungen verstorben ist, sowohl in der Person des Ge­
in voller Höhe anzurechnen. Ist nicht bestimmt, sch~digten als auch in der Person des Berechtigten 
inwieweit der Geschädigte oder Berechtigte solche gegeben sein. 
Zahlungen als Schadensabgeltung für Schäden er- (4) Personen, die spätestens am 1. Jänner 1960 
halten hat, für die er nach diesem Bundesgesetz das 70. Lebensjahr vollendet haben oder deren 
Entschädigung beanspruchen kann, so hat die Jahreseinkommen im Jahre 1955 den Betrag 
Anrechnung mit 10 v. H. auf eine Entschädigung von 15.000 S nicht überstiegen hat, ist eine 
für Hausratsschäden gemäß § 6 und mit 25 v. H. Entschädigung auch dann zu gewähren, wenn der 
auf eine Entschädigung für Berufsinventar gemäß in Abs. 1 genannte Bruchteil der Höchstpunkte-
§ 10 zu erfolgen, insoweit die Zahlungen zusam- anzahl nicht erreicht wird. ' 
menden Betrag von 1000 S oder den ent- (5) Für jedes am 1. Jänner 1960 dem ~es:ch'ä­
sprechenden Gegenwert übersteigen. Eine An- digten gegenüber unterhattsberechtigte Kind 
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erhöhertsich die in Abs: 1,2 und 4 angegebenen 
Einkommensgrenzen um je 3000 S.' 

. § 7. (1) Der Beg~iff des Einkommens ist im 
Sinne des für das Veranlagungsjahr 1955 gel~ 
tenden Einkomm'ensteuergesetzes zu V'erstehen, 
gleichviel, ob die Einkünfte im Inlarid oder 
Ausland erzielt wurden. Dem Einkommen sind 
jedoch ;bgezogene Verlust~orträge wieder zuzu­
rechnen. ~ezüge aus öffentlichen Mitteln oder 
Mitteln, einer öffentlichen Stiftung, die wegen 
Hilfsbedürftigkeit gewährt wurden, sind dem 
Einkommen auch dann nicht zuzurechnen, wenn 
sie aus dem Ausland bezogen wurden. Einkünfte 
von Ehegatten, die im gemeinsamen Haushalt 
lebten, und von Lebensgefährten sind zusammen~ 
~nchnm. • 

(2) Auf Verlangender Finanzlandesdirektion 
sind die Lohnbestätigung des Dienstgebers oder 
sonstige geforderte Nachweise über das Ein­
kommen vorzulegen. 

§ 8. Beschä'<figte Gegenstände des Hausrates 
gelten als zerstört, wenn ihre Wiederherstellung 
technisch einer Neuherstellung gleichkommt oder 
wirtschaftlich nicht mehr vertretbar ist. 

§ 9. (1) Wenn einem Geschädigten oder Be­
rechtigten, der ein Hausratsdarlehen auf Grund 
der Hausratsverordnung, BGBl. Nr. 238/1948, 
erhalten hat, eine Entschädigung für Hausrat 
gewährt wurde, hat die Finanzlandesdirektion 
mit der Entschädigung zunächst das aushaftende 
Darlehen abzudeckeri. 

(2) Ein nach Abdeckung des Darlehens ver­
bleibender' En tschädigungsrest ist auszuzahlen. 

(3) Ein nach Anrechnung der Entschädigung 
verbleibender Darlehensrest ist entsprechend 
den Bestimmungen über die Rückzahlung von 
Hausratsdarlehen . zurückzuzahlen; durch die 
Anrechnung werden jedoch hinsichtliCh des Dar-

. lehensres~es 'Fälligkeiten nicht hinausg,eschoben. 

ABSCHNITT III. 

Entschädigung für zur Berufsausübung erforder­
liche Gegenstände. 

§ 10. (1) Für die Wegnahme" den Verlust oder 
die Zerstörung' von Einrichtungsgegenständen, 
Behelfen, Geräten und Maschinen, die zur Aus­
übung eines freien Berufes oder zur Führung 
eines gewerblichen oder landwirtschaftlichen 
Betriebes dienen und für den Geschädigten zur 
Berufsausübung erforderlich waren, ist eine 
Entschädigung zu gewähren, wenn bei einem 
Einkommen des Geschädigten im Jahre 1955 bis 
zu 48.000 S wenigstens ein Viertel und, bei einem 
Einkommen des Geschädigten im Jahre 1955 
bis zu 72.000 S wenigstenS! ein Drittel der zur 
Berufsa.usübung erforderlichen Gegenstände weg­
genommen, verloren oder zerstört 'wurde. Auf 

die sonstigen ;im § 12 genannten Sachen findet 
die Bestimmung des vorangehenden Satzes' keine 
Anwendung, 

(2)Wenri das Einkommen des Geschädigten 
im Jahre 1955 72.000 S überstiegen hat, wird 
keine Entschädigung gewährt. . 

(3) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 3 bis 5 
und der'§§ 7 und 8 sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 11. (1) Für die Wegnahme, den Verlust oder 
die Zerstörung von den im § 10 genannten 
Gegenständen ist dem Geschädigten eine Ent­
schäidigung im Ausmaß von zwei Dritteln des 
gemeinen Wertes der weggenommenen, ver­
lorenen oder zerstörten Gegenstände nach den 
Preisverhä!tnissen in österreich im Zeitpunkt der 
Festsetzung der Entschädigung zu gewähren. 

(2) Die einer geschädigten Person nach Abs. 1 
zu gewährende Entschädigung darf den Betrag 
von 25.000 S nicht übersteigen. Dabei darf auf 
einen beschädigten Betrieb, auch wenn er zwei 
oder mehreren Personen als Miteigentümern nach 
bürgerlichem Recht oder als Gesellschaftern einer 
Personenvereinigung des Handelsrechts gehört 
oder gehört hat, nicht mehr als 25.000 S ent­
fallen. 

ABSCHNITT IV. 

Härteregelung. 

§ 12. (1) Wenn sich ,ein Geschädigter durch die 
Wegnahme, den Verlust oder die Zerstörung von 
in § 10 genannten Gegenständen oder von Vor­
räten, Fertigwaren, Halbfabrikaten, Rohstoffen, 
Vieh, Futtermitteln, Brennstoffen oder im vor­
stehenden nicht näher bezeichnete~ verbrauch­
baren oder vertretbaren kÖrperlichen Sachen, die 
für seine Berufsausübung erforderlich waren, in 
wirtschaftlicher 'Not befindet und nicht eine 
entsprechende Milderung des Notstandes durch 
Gewährung einer Entschädigung gemäß § 10 
geschaffen wird, kann ihm die Bundesentschädi­
gungskommission einen Härteausgleich gewähren. 

(2) Bei der Entscheidung darüber, ob' und in 
welcher Höhe ein Härteausgleich gewährt werden 
soll, hat die Bundesentschädigungskommission 
auf die wirtschaftliche Not und die persönlichen 
Verhältnisse des Geschädigten Bedacht zu 
nehmen. 

(3) Bei der Gewährung eines Härteausgleiches 
darf die Bemessungsgrundlage gemäß § 11 Abs. 1 
für Berufsinventar nicht überschritten werden. 
So.weiteiri Härteausgleich für die in Abs. 1 . 
genannten sonstigen Sachen gewährt wird,' dürfen 
die Preise nicht überschritten werden,die. den 
im' Jahre 1945 bestandenen Preisregelungs­
vorschriften in österreich, spätestens" den am 
11. September· 1945 in Geltiinggestandenen 
Preisregelungsvorschriften, entsprochen . haben. 

(4) Auf die Bemessungsgrundlage für eineh 
Härteausgleichgemäß Abs. 1 ist die Entschädi~ 

679 der Beilagen IX. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)4 von 6

www.parlament.gv.at



gung anzurechnen, auf die der Geschädigte 
gemäß § 10 Anspruch. hat. 

(5) Der einem Geschädigten nach Abs. 1 
gewährte Härteausgleich darf den Betrag von 
50.000 S nicht übersteigen. Dabei darf auf einen 

. beschädigten Betrieb, auch wenn er zwei oder 
mehreren Personen als Miteigentümern nach 
bürgerlichem Recht oder als Gesellschaftern einer 
Personenvereinigung des Handelsrechts gehört 
oder gehört hat, nicht mehr als 50.000 S ent­
fallen. 

ABSCHNITT V. 

Verfahren. 

§ 13. Ansprüche auf Entschädigung (§§ 6 
und 10) sind gewahrt, wenn die Anmeldung 
der Sachschäden nach den Bestimmungen des 
Anmeldegesetzes fristgerecht vorgenommen 
wurd·e. 

. § 14. (1) Ansuchen um Gewährung eines 
Härteausgleiches gemäß § 12 müssen bei son­
stigem Ausschluß spätestens innerhalb von sechs 
Monaten ab dem Zustandekommen einer schrift­
lichen Einigung mit der Finanzlandesdirektion 
oder ab dem Wirksam werden einer Entscheidung 
der Bundesentschädigungskommission oder ab 
Zustellung einer ablehnenden schriftlichen 
Stellungnahme' der Finanzlandesdirektion bei 
der für den betreffenden Geschädigten gemäß 
§ 18 des Anmeldegesetzes zuständigen Finanz­
landesdirektion schriftlich eingebracht werden. 
Falls' der Geschädigte bereits in der AnmeLdung 
das Vorliegen der wirtschaftlichen Not dargetan 
hat, so gilt dies als Ansuchen um Gewährung 
eines Härteausgleiches. . 

(2) Das Ansuchen ist unter Angabe des für die 
Gewährung des Härteausgleiches maßgebenden 
Sachverhaltes und der Beweismittel zu begrün­
den. Können verlangte Angaben nicht gemacht 
oder Nachweise nicht erbracht werden, so sind 
die Gründe hiefür anzugeben. 

(3) Die Bestimmungen des § 4 dieses Bundes­
gesetz·es und des § 19 des Anmeldegeset2les gelten 
für Ansuchen gemäß Abs. 1 sinngemäß. 

§15. Die gemäß § 18 Anmeldegesetz für die 
Entgegennahme von Anmeldungen zuständige 
Finanzlandesdirektion hat den Entschädigungs­
anspruch zu prüfen und dem Geschädigten oder 
dem Berechtigten, insoweit sie dessen Beg·ehren 
für begründet ansieht, einen Entschädigungs­
betrag anzubieten. Hiebei hat die Finanzlandes­
direktion auf einen etwa vorliegenden Beweis­
notstand in der Weise Bedacht zu nehmen, daß 
sie aus den persönlichen und beruflichen Um­
ständen des Geschädigten und den am Schadens­
ort gegeJ::,enen Verhältnissen auf Art und Umfang 
eines behaupteten Schadens schließt. 

§ 16. (1) Wird von der. Finanzlandesdirektion 
ein Entschadigungbetrag angeboten und kommt 

5 

innerhalb von sechs Monaten nach Empfang des 
Anbotes durch den Geschädi:gten;,",oderi";Beredi~ 
tigten keine schriftliche Einigung zustande, sei 
kann der Geschädigte oder Berechtigte nach 
Ablauf dieser. Frist den Anspruch auf Entschädi­
gung binnen einer weiteren Frist von sechs 'Mo~ . 
n<1,ten bei der Bundesentschädigungskommissioh 
(§ 20. des Besatzungsschädengesetzes,. .BGBl. 
Nr. 126/1958) geltend machen. . 

(2) Wird von der Finanzlandesdirektion die 
Zahlung einer Entschädigung ausdrücklich ,ab­
gelehnt, .so kann der Geschädigte oder Berech­
tigte den Anspnich. auf Entschädigung innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten nach,Empfangder 
Ablehnung bei der Buridesentschädigungskom-
mission geltend machen. . 

(3) . Wird von der Finanzlandesdirektion auf 
Grund einer fristgerecht eingebrachten An­
meldung 

a) in den Fällen des § 16 Abs.2 Z.l und 2 
des Anmeldegesetzes innerhalb von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetz.es, 

b) in den Fällendes § 16 Abs.2 Z.3 und 4 
des Anmeldegesetzes innerhalb eines Jahres 
nach Einlangen der Anmeldung 

weder ein Entschädigungsbetrag angeboten noch 
die Zahlung einer Entschädigung ausdrücklich 
abgelehnt, so kann der Geschädigte oder Be­
l'echtigte den Anspruch auf Entschädigung binnen 
einer weiteren Frist '. von sechs. Monaten bei 
der Bundesentschädigungskommission geltend 
machen. .' '. 

(4) Das Bundesministerium . für Fin~nzen hat 
durch Vero~dnung den Zeitpunkt, von dem an 
die Geltendmachung von Ansprüchen auf Ent­
schädigung bei der Bundesentschädigungskom­
mission zulässig ist, für sämtlIche Ansprüche oder 
für Gruppen von Ansprüchen, die durch die Ver­
ordnung zu bestimmen sind, um . längstens zwei 
Jahre hinauszuschieben, wenn der Anfall an 
Anmeldungen dies erfol'derlich m·acht. 

§ 17. (1) Ober Ansprüche auf Gewährung 
einer Entschädigung und über Ansuchen wegen 
Gewährung' eines Härteausgleiches ~ach diesem 
Bundesgesetz entscheidet die Bundesentschädi­
gungskommission. 

(2) Die §§ 20 bis 26 des Besatzungsschädeh­
gesetzes sind sinngemäß anzuwenden. Jedoch ist 
§ 21 Abs. 4 des Besatzungsschädengesetz.es mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß als Mitglieder der 
zweiten Gruppe von den gesetzlich.en Berufs~ 
vertretungen jedes Bundeslandes solche Personen 
zu entsenden sind, die zum Kreise der Ver­
triebenen oder Umsiedler gehören. 

§ 18. Die Bundesentschädigungskommission 
kann in Fällen des § 12 vor ihrer Entscheidung 
in der Sache der Finanzlandesdirektion auf­
tragen, binnen angemessener Frist Erhehungen 
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zu pflegen und zu den Ansuchen um Gewährung (3) Ein Verzicht gemäß § 3 Abs. 2' unterliegt 
eines Härteausgleiches sowohl dem Grunde als nicht der Erbschafts- und Schenkungssteuer. 
auch der Höhe,nadi Stellung,zunehmem: Die· c §"" 20:··(1)'Dieses~ Bundesßesetz tritt am Tage 
Bestimmungen der §§15 und 16 gelten nicht für des Inkrafttretens des Finanz- und Ausgleichs­
Ansuchen wegen Gewährung eines Härte- vertrages zwischen der Republik österreich und , 
ausgleiches gemäß § 12.' . der' Bundesvepublik Deutschland in Kraft. 

§19. (1) Beträge, die auf Grund dieses Bundes~ (2) Mit ,der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
gesetzes ausgezahlt werden, bilden keine steuer~ sind hinsichtlich des § 5 Abs. 5 das Bundes­
pflichtigen Einnahmen~ . . ministerium für soziale Verwaltung, im übrigen 

. (2) Die durCh die Bestimmungen dieses Bundes-' jedoch je nach ihrem Wirkungsbereich die 
gesetzes unmittelbar veranlaßten Schriften, Amts- B'undesministerien für Finanzen und für Justiz 
handlungen und Rechtsgeschäfte sind von den betraut. 
Stempel- und Rechtsgebühren, den Bundes­
verwaltungsabgaben sowie von. den Gerichts­
Und Justizv.erwaltungsgebühren befreit. 

(Folgt "Anlage zum Entschädigungsgesetz" aus 
646 . der Beilagen;) 

)2 

. Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Landes­
regierungen darauf aufmerksimzu maChen, daß 
auf Grund des Art. 6 Abs. 1 und 2 des Finanz­
\lnd Ausgleichs'\;"crtrages zwischen der Republik 
österreich und qer Bundesrepublik Deutschland 
dafür Sorge zu tragen ist, daß Leistungen nach 

dem Um siedler- und Vertriebenen-Entsdlädi­
gungsgesetz bei Gewährung öffentlicher Fürsorge 
außer Ansatz bleiben. 

Die Bundesregierung wird weiter ersucht, über 
die in diesem Zusammenhang getroffenen Re­
gdungen dem Nationalrat zu berichten. 
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